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Vorwort des Herausgebers

Tarifautonomie ist die freie Aushandlung und einvernehmliche Festset-
zung von Arbeitsbedingungen durch Tarifvertragsparteien in einem staat-
lich geschützten, austarierten System. Sie hat in Deutschland eine lange 
und gute Tradition. Die Tarifautonomie wurde 1918 mit dem Stinnes-Le-
gien-Abkommen institutionalisiert, 1933 von den Nationalsozialisten abge-
schafft, 1949 in West-Deutschland wiederbelebt, zudem verfassungsrecht-
lich garantiert und schließlich 1990 auf Ost-Deutschland erstreckt. Seit 
Jahrzehnten trägt sie damit zum sozialen Ausgleich in einer freien Markt-
wirtschaft bei und ist so zu einer tragenden Säule der Sozialen Marktwirt-
schaft, des äußerst erfolgreichen deutschen Gesellschafts- und Wirtschafts-
modells, geworden.

Dennoch gab es schon in der Weimarer, später in der Bonner und auch 
in der Berliner Republik immer wieder Debatten über die Legitimation und 
die Legitimität von Tarifautonomie. Die Kritik entzündete sich beispiels-
weise an ausufernden Tarifkonflikten und ihren schweren Schäden auch 
für Dritte, ferner an der Tarifentwicklung insgesamt und ihren betriebs- 
und volkswirtschaftlichen Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit des Stand-
orts Deutschland und die hiesigen Arbeitsplätze oder auch an der Inflexi-
bilität und zunehmenden Komplexität von Tarifverträgen. Aktuell werden 
nun die abnehmende Tarifbindung, d.h. sinkende Mitgliederzahlen bei Ar-
beitgeberverbänden und Gewerkschaften, und Erosionserscheinungen des 
Tarifvertragssystems und der Tarifautonomie in einigen Branchen beklagt. 
Vorgeschlagen werden allerdings zumeist Einschränkungen der Tarifauto-
nomie, speziell der negativen Koalitionsfreiheit, um eine größere Tarifgel-
tung zu erreichen. Dieses Buch zeichnet die Debatten aus über 100 Jahren 
nach. Warum?

Weil die Geschichte der Tarifautonomie seit 1918 lehrt, dass es leider 
immer wieder Versuche gab, die Tarifautonomie der Tarifvertragsparteien 
einzuschränken. Lediglich die Hintergründe und die Begründungen wech-
selten.

Um diese – regelmäßig wiederkehrenden – Versuche richtig bewerten 
und einschätzen zu können, ist es erforderlich, sich mit den vergangenen 
Legitimationsdebatten und der Legitimität der Tarifautonomie im histori-
schen Kontext auseinanderzusetzen. Die Darstellung füllt eine große Lücke 
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und ist lange überfällig. Dabei wird eine juristische Perspektive mit einer 
ökonomisch-sozialwissenschaftlichen Sichtweise verbunden.

Dieses Buch bietet einen umfassenden Überblick über die wesentlichen 
Entwicklungen und Debatten über Tarifautonomie. Sie werden aus Legiti-
mitäts- und Legitimationssicht kritisch untersucht. Ziel ist, die Bedeutung 
der Tarifautonomie zu verdeutlichen, den Blick auf die Gefahren zu schär-
fen und vor Angriffen auf sie zu warnen. Es ist deshalb zu wünschen, dass 
die Erkenntnisse dieser Studie in den aktuellen und zukünftigen Debatten 
über die Legitimation und Legitimität der Tarifautonomie beherzigt wer-
den.

Das vorliegende Werk entstand in einer fruchtbaren Zusammenarbeit des 
Teams der Forschungsstelle Tarifautonomie unter Leitung von Dr. Hagen 
Lesch beim Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln, und Prof. Dr. Clemens 
Höpfner, Universität Münster.

Wir danken den Autoren Herrn Prof. Dr. Clemens Höpfner, Herrn Dr. 
Hagen Lesch, Frau Dr. Sandra Vogel und Frau Helena Schneider sowie in 
der Administration Frau Heike Hamacher für die hervorragende und inten-
sive Arbeit an diesem besonderen Werk. Herr Dr. Andreas Beck und Frau 
Anke Geidel haben den Band seitens des Verlages in gewohnter Weise 
hilfreich und umsichtig betreut.

Dr. Stefan Wolf	 Oliver Zander
Präsident	 Hauptgeschäftsführer 
Gesamtmetall	 Gesamtmetall
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1. Hintergrund und Zielsetzung

Clemens Höpfner, Hagen Lesch, Helena Schneider, Sandra Vogel

Die Tarifautonomie ist seit Jahrzehnten eine tragende Säule der Sozialen 
Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland. Tarifautonomie be-
deutet, dass Arbeitsentgelte und Arbeitsbedingungen im Wege der Selbst-
bestimmung durch die Tarifvertragsparteien geregelt werden  – unbeein-
flusst von Dritten, insbesondere dem Staat. Gewährleistet wird die Tarif
autonomie durch Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG). Dieser Artikel 
garantiert neben der positiven und negativen Koalitionsfreiheit der einzel-
nen Arbeitgeber und Arbeitnehmer (individuelle Koalitionsfreiheit) auch 
den Bestand und die Betätigungsfreiheit der Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merkoalitionen (kollektive Koalitionsfreiheit). Wichtigste Ausprägung der 
Betätigungsfreiheit ist der Abschluss von Tarifverträgen. Da die kollektive 
Koalitionsfreiheit jedoch lediglich eine Verstärkung der individuellen 
Koalitionsfreiheit darstellt,1 ist die Tarifautonomie zugleich auf die posi-
tive Koalitionsfreiheit der einzelnen verbandsangehörigen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zurückzuführen. Die Tarifautonomie bedarf allerdings einer 
einfachgesetzlichen Ausgestaltung. Ihre rechtlichen Grundlagen sind im 
Tarifvertragsgesetz (TVG) geregelt, das im Jahr 1949 in Kraft getreten ist.

Die Grundzüge des Tarifvertragswesens in der Bundesrepublik Deutsch-
land gehen auf die sog. Tarifvertragsverordnung, die Verordnung über 
Tarifverträge, Arbeiter- und Angestelltenausschüsse und Schlichtung von 
Arbeitsstreitigkeiten (TVVO) von 1918 aus der Weimarer Republik zu-
rück, die es Arbeitgebern und Gewerkschaften gestattete, gemeinsam 
Lohn- und Arbeitsbedingungen in Kollektivverträgen zu regeln. Während 
sich dieses Vorgehen in der Weimarer Zeit noch schwierig gestalten sollte 
und der Staat häufig als Schlichter auftrat, verhandelten Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände Löhne und Arbeitsbedingungen nach Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland autonom – vorzugsweise in branchenwei-
ten Vereinbarungen auf der überbetrieblichen Ebene. In einzelnen Bran-
chen wie dem Energiesektor oder in der Nachrichtenübermittlung verhan-
delten einzelne Arbeitgeber mit den Gewerkschaften, sodass sich dort 

1  Vgl. ErfK/Linsenmaier, 21. Auflage, 2021, Art. 9 GG Rn. 39; NK-GA/Hanau, 
2016, Art. 9 GG Rn. 13.
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stärker Haustarifverträge etablieren konnten. Da bei branchenweiten Ver-
handlungen zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften vielfach 
der Pilotabschluss einer bestimmten Region von den anderen Regionen 
derselben Branche übernommen wurde, wurden Flächentarifverträge zum 
dominanten Regelungsinstrument. Die Dominanz von Flächentarifverträ-
gen gilt auch heute noch, wenngleich deren Bindungskraft seit Mitte der 
1980er Jahre abgenommen hat.

Die Tarifvertragsparteien haben ihre Funktion nach Gründung der Bun-
desrepublik Deutschland zunächst weitgehend frei von staatlicher Ein-
flussnahme ausüben können. Dabei schufen die Wirtschaftswunderjahre 
einen ausreichenden Verteilungsspielraum, vor dessen Hintergrund die Ta-
rifvertragsparteien Kompromisse fanden, ohne die wirtschaftliche Dyna-
mik zu gefährden. Die Politik hatte kaum Anlass, Kritik zu üben. Nach 
dieser Phase gab es aber – mit unterschiedlicher Intensität – immer wieder 
Versuche von Seiten der Politik, Einfluss auf die Tarifpolitik zu nehmen. 
So führte die erste große Nachkriegsrezession 1966/67 zu dem Versuch 
der Bundesregierung, die Tarifvertragsparteien in eine konzertierte Aktion 
der gesamtwirtschaftlichen Wirtschaftssteuerung einzubinden. Dabei soll-
ten Zugeständnisse der Tarifvertragsparteien im Rahmen eines Tauschge-
schäfts honoriert werden. Dieser Versuch misslang. Es folgten die beiden 
Ölpreiskrisen der 1970er Jahre, durch die die Bonner Republik mit dem 
Problem der Stagflation konfrontiert wurde (steigende Inflation und 
gleichzeitig steigende Arbeitslosigkeit). Die Tarifautonomie befand sich 
zwar erstmals seit 1949 in schwierigem Fahrwasser; sie wurde aber nicht 
offen kritisiert oder gar in Frage gestellt. Die Politik entschloss sich viel-
mehr dazu, die steigende Arbeitslosigkeit über die sozialen Sicherungssys-
teme abzufedern.

Erst mit der in den 1980er Jahren einsetzenden Globalisierung, die den 
internationalen Wettbewerbsdruck auf die deutsche Volkswirtschaft er-
höhte, geriet die Tarifautonomie in die Diskussion. Diese Diskussion inten-
sivierte sich, als der Wirtschaftsboom nach der deutschen Wiedervereini-
gung 1992/93 auslief und die strukturellen Probleme der ostdeutschen 
Volkswirtschaft im Zuge des Transformationsprozesses nicht nur sichtbar 
wurden, sondern die Finanzierung der deutschen Einheit auch erhebliche 
Anpassungslasten für die westdeutsche Volkswirtschaft mit sich brachte. 
Die mit der Öffnung Mittel- und Osteuropas verbundenen neuen Möglich-
keiten einer internationalen Arbeitsteilung führten dazu, dass die hohen 
deutschen Arbeitskosten für eine wachsende Anzahl an Unternehmen zu 
einem Wettbewerbsnachteil wurden. Einerseits verschärfte sich die Lohn-
konkurrenz in inländischen lohnintensiven Branchen wie der Bauwirt-
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schaft, andererseits verlagerten viele Unternehmen Standorte in das kos-
tengünstigere Ausland, und immer weniger Unternehmen am heimischen 
Standort entschieden sich dazu, sich einer Tarifbindung zu unterziehen und 
Flächentarifverträge anzuwenden. Im Zuge dieser Entwicklung wurden die 
Tarifautonomie und der sie prägende Flächentarifvertrag2 zunächst im 
Rahmen der wissenschaftlichen Analyse und später auch im Rahmen der 
politischen Diskussion kritisch hinterfragt. 

In den wissenschaftlichen Kontroversen wurde die These vertreten, eine 
dezentrale Organisation der Lohnfindung sei einer Regelung über Flächen-
tarifverträge überlegen. Der Kronberger Kreis kritisierte das Verhalten der 
Tarifvertragsparteien und damit auch die Tarifautonomie schon in den 
1980er Jahren. In den 1990er Jahren folgten kritische Stellungnahmen der 
Deregulierungs- und Monopolkommission. Ein zentraler Streitpunkt der 
Debatte war die Öffnung des Flächentarifvertrags für betriebliche Bünd-
nisse für Arbeit, bei denen die Betriebsparteien Lohnzugeständnisse der 
Belegschaft gegen Standort- und Beschäftigungszusagen des Unterneh-
mens tauschten. Dabei wurde den Tarifvertragsparteien eine mangelnde 
Reformfähigkeit unterstellt.3 

Auch in der politischen Diskussion wurde öffentlich Kritik am Verhalten 
der Tarifvertragsparteien geübt. Dabei gingen politische Stellungnahmen 
mitunter so weit, die Regelung von Arbeitsentgelten und Arbeitsbedingun-
gen nicht länger überwiegend über Flächentarifverträge gestalten zu wol-
len. Stattdessen sollte die Betriebsautonomie gestärkt werden. In der parla-
mentarischen Debatte brachten die bürgerlichen Oppositionsparteien zu 
Beginn der 2000er Jahre Anträge im Deutschen Bundestag ein, das Tarif-
vertragssystem zu dezentralisieren und betriebliche Bündnisse für Arbeit 
zu erleichtern. Dabei wurde allerdings nicht die Tarifautonomie insgesamt 
in Frage gestellt. Die beiden Regelungsebenen Branche und Betrieb sollten 
jedoch neu justiert werden. Ziel war, der Betriebsebene einen größeren 
Spielraum bei der Gestaltung von Arbeitsbedingungen einzuräumen. Ne-
ben diesen parlamentarischen Initiativen der Oppositionsparteien, die keine 
Mehrheit im Deutschen Bundestag fanden, gab es auch sehr kritische und 
zugespitzte öffentliche Stellungnahmen. Der damalige Präsident des Bun-
desverbands der Deutschen Industrie (BDI), Michael Rogowski, bekannte  
im Oktober 2003: „Ich wünsche mir manchmal ein großes Lagerfeuer, um 
das Betriebsverfassungsgesetz und die Tarifverträge hineinzuwerfen. Da-

2  Die Begriffe Flächen- und Branchentarifvertrag werden im Folgenden synonym 
verwendet.

3  Vgl. Berthold/Fehn, Evolution von Lohnverhandlungssystemen, 1996, S. 57 ff. 




